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Bonn, den 23. April 1958 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlos- 
senen 


Entwurf eines Gesetzes zur Ausführung des 
Haager Übereinkommens vom 1. März 1954 
über den Zivilprozeß 

nebst Begründung (Anlage 1) mit der Bitte, die Beschlußfassung 
des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend sind die Bundesminister der Justiz und des Aus- 
wärtigen. 

Der Bundesrat hat in seiner 190. Sitzung am 14. März 1958 ge- 
mäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu dem 
Entwurf wie aus der Anlage 2 ersichtlich Stellung zu nehmen. 
Im übrigen hat der Bundesrat gegen den Entwurf keine Ein- 
wendungen erhoben. Er ist der Ansicht, daß das Gesetz seiner 
Zustimmung bedarf. 

Die Bundesregierung ist mit dem Änderungsvorschlag des Bun- 
desrates einverstanden. 


Für den Bundeskanzler: 
Der Bundesminister der Justiz 

Schaffer 


Druck: Bundesdruckerei Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger 
Bad Godesberg, Goethestr. 54, Telefon 3551 
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Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes zur Ausführung 
des Haager Übereinkommens vom 1, März 1954 über den Zivilprozeß 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Zustellungsanträge und Rechtshilfeersuchen 

(Artikel 1 bis 16 des Übereinkommens) 

§ 1 

Für die Entgegennahme von Zustellungsanträgen 
(Artikel 1 Abs. 1 des Übereinkommens) oder von 
Rechtshilfeersuchen (Artikel 8, Artikel 9 Abs. 1), 
die von einem ausländischen Konsul innerhalb der 
Bundesrepublik Deutschland übermittelt werden, ist 
der Präsident des Landgerichts zuständig, in dessen 
B.'^zirk die Zustellung bewirkt oder das Rechtshilfe- 
ers^chen erledigt werden soll. An die Stelle des 
Landgerichtspräsidenten tritt der Amtsgerichtsprä- 
sident, wenn der Zustellungsantrag oder das Rechts- 
hilfeersuchen in dem Bezirk des Amtsgerichts 
erledigt werden soll, das seiner Dienstaufsicht 
untersteht. 

§ 2 

(1) Für die Erledigung von Zustellungsanträgen 
oder von Rechtshilfeersuchen ist das Amtsgericht 
zuständig, in dessen Bezirk die Amtshandlung vor- 
zunehmen ist. 

(2) Die Zustellung wird durch die Geschäftsstelle 
des Amtsgerichts bewirkt. Diese hat auch den Zu- 
stellungsnachweis (Artikel 1 Abs. 1, Artikel 5 des 
Übereinkommens) zu erteilen. 

§ 3 

Für die Übermittlung eines Zustellungsantrages 
(Artikel 1 Abs. 1 und 3 des Übereinkommens) oder 
eines Rechtshilfeersuchens (Artikel 8, Artikel 9 
Abs. 1 und 3) durch den diplomatischen oder konsu- 
larischen Vertreter der Bundesrepublik Deutschland 
wird eine Gebühr von zwei Deutsche Mark erhoben. 
Diese Gebühr bleibt außer Ansatz, wenn der Zu- 
stellungsantrag oder das Rechtshilfeersuchen nicht 
erledigt werden kann. 

Vollstreckbarerklärung von Kostenentscheidungen 

(Artikel 18 und 19 des Übereinkommens) 

§ 4 

(1) Kostenentscheidungen, die gegen einen Klä- 
ger ergangen sind (Artikel 18 des Übereinkom- 
mens), werden ohne mündliche Verhandlung durch 
Beschluß des Amtsgerichts für vollstreckbar erklärt. 

(2) örtlich zuständig ist das Amtsgericht, bei dem 
der Kostenschuldner seinen allgemeinen Gerichts- 
stand hat, und beim Fehlen eines solchen das Amts- 


gericht, in dessen Bezirk sich Vermögen des Kosten- 
schuldners befindet oder die Zwangsvollstreckung 
durchgeführt werden soll. 

§ 5 

(1) Ist der Antrag, die Kostenentscheidung für 
vollstreckbar zu erklären, auf diplomatischem Wege 
gestellt (Artikel 18 Abs. 1 und 2 des Übereinkom- 
mens), so hat das Amtsgericht eine von Amts wegen 
zu erteilende Ausfertigung seines Beschlusses der 
Landesjustizverwaltung einzureichen. Die Ausferti- 
gung ist, falls dem Antrag stattgegeben wird, mit 
der Vollstreckungsklausel zu versehen. Dem Kosten- 
schuldner wird der Beschluß nur auf Betreiben des 
Kostengläubigers zugestellt. 

(2) Hat der Kostengläubiger selbst den Antrag 
auf Vollstreckbarerklärung bei dem Amtsgericht 
unmittelbar gestellt (Artikel 18 Abs. 3), so ist der 
Beschluß diesem und dem Kosten Schuldner von 
Amts wegen zuzustellen. 

§ 6 

(1) Gegen den Beschluß, durch den die Kosten- 
entscheidung für vollstreckbar erklärt wird, steht 
dem Kostenschuldner die sofortige Beschwerde nach 
§ 577 Abs. 1 bis 3, §§ 568 bis 575 der Zivilprozeß- 
ordnung zu. 

(2) Der Beschluß, durch den der Antrag auf Voll- 
streckbarerklärung abgelehnt wird, unterliegt der 
Beschwerde nach den §§ 568 bis 571, 573 bis 575 der 
Zivilprozeßordnung. Die Beschwerde steht, sofern 
der Antrag auf diplomatischem Wege gestellt ist, 
dem Staatsanwalt zu. Hat der Kostengläubiger 
selbst den Antrag bei dem Amtsgericht unmittelbar 
gestellt, so ist er berechtigt, die Beschwerde einzu- 
legen. 

§ 7 

Aus der für vollstreckbar erklärten Kostenent- 
scheidung findet die Zwangsvollstreckung nach der 
Zivilprozeßordnung statt; § 798 der Zivilprozeß- 
ordnung ist entsprechend anzuwenden. 

§ 8 

(1) Sollen von einem Kläger, gegen den eine 
Kostenentscheidung ergangen ist (Artikel 18 des 
Übereinkommens), in einem Vertragstaat Gerichts- 
kosten eingezogen werden, so ist deren Betrag für 
ein Verfahren der Vollstreckbarerklärung (Artikel 18 
Abs. 2) von dem Gericht der Instanz ohne mündliche 
Verhandlung durch Beschluß festzusetzen. Die Ent- 
scheidung ergeht auf Antrag der für die Beitreibung 
der Gerichtskosten zuständigen Behörde. 
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(2) Der Beschluß, durch den der Betrag der Ge- 
richtskosten festgesetzt wird, unterliegt der soforti- 
gen Beschwerde nach § 577 Abs. 1 bis 3, § 567 
Abs. 2 und 3, §§ 568 bis 575 der Zivilprozeßordnung. 
Die Beschwerde kann durch Erklärung zu Protokoll 
der Geschäftsstelle oder schriftlich ohne Mitwirkung 
eines Rechtsanwalts eingelegt werden. 

Armenrecht 

(Artikel 20 bis 24 des Übereinkommens) 

§ 9 

Für die Entgegennahme von Anträgen auf Bewil- 
ligung des Armenrechts, die von einem ausländi- 
schen Konsul innerhalb der Bundesrepublik Deutsch- 
land übermittelt werden (Artikel 23 Abs. 1 des Über- 
einkommens), ist der Landgerichts- oder Amts- 
gerichtspräsident zuständig. § 1 ist entsprechend 
anzuwenden. 

§ 10 

(1) Ein Angehöriger eines Vertragstaates, der im 
Ausland das Armenrecht für eine Klage vor einem 
Gericht eines anderen Vertragstaates auf dem in 


Artikel 23 des Übereinkommens vorgesehenen Weg 
nachsuchen will, kann seinen Antrag auf Bewilli- 
gung des Armenrechts zusammen mit den erforder- 
lichen Unterlagen bei dem Amtsgericht einreichen, 
in dessen Bezirk er seinen gewöhnlichen Aufenthalt 
hat. Er kann das Gesuch bei diesem Gericht auch 
zu Protokoll der Geschäftsstelle erklär e. 

(2) Für die Übermittlung eines Antrags auf Be- 
willigung des Armenrechts durch den diplomatischen 
oder konsularischen Vertreter der Bundesrepublik 
Deutschland werden Gebühren und Auslagen nicht 
erhoben. 

Schlußbestimmungen 
§ 11 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Uberleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

§ 12 

Dieses Gesetz tritt gleichzeitig mit dem Haager 
Übereinkommen über den Zivilprozeß vom 1. März 
1954 in Kraft. 


Begründung 


Das deutsche innerstaatliche Recht braucht im Hinblick 
auf das Haager Übereinkommen vom 1. März 1954 über 
den Zivilprozeß nicht geändert oder sonstwie angepaßt 
zu werden. Jedoch sind einige Vorschriften zur Ausfüh- 
rung dieses Übereinkommens erforderlich. 

Zur Ausführung des voraufgegangenen Haager Ab- 
kommens über den Zivilprozeß vom 17, Juli 1905 ist das 
Ausführungsgesetz vom 5. April 1909 (RGBl. S. 430) er- 
lassen worden. Dieses gilt weiterhin, soweit der Rechts- 
verkehr mit einzelnen Staaten sich noch nach dem Ab- 
kommen vorn 17. Juli 1905 vollzieht. 

Neben den gesetzlichen Vorschriften, die in dem Über- 
einkommen und in dem Ausführungsgesetz enthalten 
sind, haben für die praktische Handhabung der Rechts- 
hilfesachen seit jeher Verwaltungsvorschriften besondere 
Bedeutung. Diese Richtlinien für die verwaltungsmäßige 
Behandlung der Rechtshilfesachen finden sich jetzt in der 
Rechtshilfeordnung für Zivilsachen vom 19. Oktober 1956 
(ZRHO). Die Rechtshilfeordnung i.st auf Grund des Be- 
schlusses der 25. Justizministerkonferenz in München vom 
19. Oktober 1956 im Bund und in den Ländern einheitlich 
eingeführt worden. 

Zustellungsanträge und Reclitshilfeersuchen 

Zu § 1 

Nach Artikel 1 Abs. 1 Satz 1 und nach Artikel 9 Abs. 1 
Satz 1 des Übereinkommens haben die Vertragstaaten die 
Behörde zu bezeichnen, die befugt ist, Zustellungs- 
anträge und Rechtshllfeersuchen, die auf konsularischem 
Wege übermittelt werden, entgegenzunehmen. 

Als Eingangsstelle würd ebenso wie in § 1 Abs. 1, § 3 
Abs. 2 des Ausführungsgesetzes vom 5. April 1909 der 
Präsident des Landgerichts bestimmt, in dessen Bezirk die 
Zustellung bewirkt oder das Rechtshilfeersuchen erledigt 


werden soll. Diese seit 1909 bestehende Regelung hat sich 
bewährt. Sie beizubehaltcn, empfiehlt sich um so mehr, 
Vvmil der Landgerichtspräsident inzwischen ganz allgemein 
in den internationalen Rcchtshilfeverkehr als Prüfungs- 
Stelle eingeschaltet worden ist (für die derzeitige Rechts- 
lage vgl. §§ 9, 57 ZRHO). 

Während in dem Ausführungsgesetz vom 5. April 
1909 nur die Landgerichlspräsidenten als Eingangsstellen 
bezeichnet werden, sind nunmehr entsprechend zwischen- 
zeiLlicher Ergänzung des Gerichtsverfassuiigsrechts auch 
solche Amtsgerichtspräsiden'ten mit der Entgegennahme 
von Zustellungsanträgen und Rechtshilfeersuchen zu be- 
trauen, welche die Dienstaufsicht über ein Amtsgericht 
an Stelle des Landgerichtspräsidenten führen. Dem- 
entsprechend ist die Zuständigkeit des Amtsgerichtspräsi- 
denten örtlich auf solche Ersuchen zu beschränken, die in 
dem Bereich ihres Aufsichtsbezirkes zu erledigen sind. 
Diese Regelung steht ebenso wie bei den Landgerichts- 
präsidenten in Übereinstimmung mit der allgemeinen 
Zuständigkeit der Amtsgerichtspräsidenten als Prüfungs- 
stellen im Rechtshilfeverkehr nach § 9 Abs. 2 ZRHO. 

Nach dem derzeitigen Stand üben die Präsidenten der 
folgenden Amtsgerichte die Aufgabe als Eingangsstelle 
aus: 

Dortmund, Düsseldorf, Essen, Frankfurt/M., Hamburg, 

Hannover, Köln, München, Nürnberg und Stuttgart. 

Zu § 2 

Die Erledigung von Zustellungsanträgen und Rechts- 
hilfeersuchen ist- wie bisher (§ 1 . Abs. 2, § 3 Abs. 1 des 
Ausführungsgesetzes vom 5. April 1909) den Amtsgerich- 
ten zu übertragen. Ihre Zuständigkeit ist in jedem Falle 
begründet ohne Rücksicht darauf, ob der Zustellungs- 
antrag oder das Rechtshilfeersuchen auf konsularischem 
Wege (Artikel 1 Abs. 1, Artikel 9 Abs, 1 des überein- 
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kommens), auf diplomatischem Wege (Artikel 1 Abs. 3, 
Artikel 9 Abs. 3) oder im unmittelbaren Gesdiäftsverkehr 
(Artikel 1 Abs. 4, Artikel 9 Abs. 4) eingeht. 

Örtlich zuständig ist das Amtsgericht, in dessen Bezirk 
die erbetene Amtshandlung vorzunehmen ist. 

Die funktionelle Zuständigkeit zur Bewirkung der Zu- 
stellung ist nach Absatz 2 der Geschäftsstelle des Amts- 
gerichts zu übertragen, wie dies der innerstaatlichen Zu- 
stellung von Amts wegen nach § 209 ZPO entspricht. Die 
Geschäftsstelle hat auch die in dem Übereinkommen vor- 
gesehenen Zustelliingsnachweise zu erteilen (Artikel 1 
Abs. 1, Artikel 5 des Übereinkommens). 

Die näheren Einzelheiten der Zustellung und der Er- 
teilung des Zustellungsnachweises sind verwaltungsmäßig 
durch die ZRHO geregelt (§§ 67 bis 80 ZRHO). 

Zu § 3 

Für die Übermittlung von Zustellungsanträgen und 
Rechtshilfeersuchen durch den diplomatischen oder kon- 
sularischen Vertreter der Bundesrepublik Deutschland 
(Artikel 1 Abs. 1 und 3, Artikel 9 Abs. 1 und 3 des 
Übereinkommens) wird ebenso wie nach § 2 Abs. 1 und § 4 
des Ausführungsgesetzes vom 5. April 1909 in der Fassung 
des § 13 des Gebührengesetzes für das Auswärtige Amt 
und die Auslandsbehörden nebst Tarif vom 8. März 1936 
(RGBl. I S. 137) eine Gebühr von zwei Deutsche Mark er- 
hoben. Aus Billigkeitsgründen bleibt diese Gebühr jedoch 
außer Ansatz, wenn der Zustellungsaiitrag oder das 
Rechtshilfeersuchen nicht erledigt werden kann. Dies gilt 
nicht, wenn das Ersuchen wenigstens zu einem Teil Er- 
ledigung gefunden hat. 

Ist die deutsche Auslandsvertretung befugt, Zustellungs- 
anträge oder Rechtshilfeersuchen an die im Ausland be- 
findlichen Personen in eigener Zuständigkeit zu erledi- 
gen (Artikel 6 Abs. 1 Nr. 3, Abs. 2 Satz 2, Artikel 15 
des Übereinkommens), so bestimmt sich die Gebühr nach 
§ 1 des Gebührengesetzes für das Auswärtige Amt und 
die Auslandsbehörden nebst Tarif vom 8. März 1936 
(Tarif Nr. 18 a bis d). 


Vollstreckbarerklärung von Kostenentsdieidungen 
Zu § 4 

Kostenentscheidungen, die nach Artikel 18 des Über- 
einkommens gegen den abgewiesenen Kläger ergangen 
sind, werden wie bisher im Beschlußverfahren für voll- 
streckbar erklärt. Eine vorherige Anhörung der Parteien 
ist entsprechend der in Artikel 19 Abs. 1 des Überein- 
kommens festgelegten Regelung im Interesse der Be- 
schleunigung des Verfahrens nidit vorgesehen. Der 
Grundsatz des rechtlichen Gehörs ist insbesondere für 
den Kostensdiuldner dadurch gewahrt, daß ihm das Recht 
der Beschwerde eingeräumt wird (§ 6 Abs. 1). Die Voll- 
streckbarerklärung von Kostenentscheidungen ist im all- 
gemeinen einfach gelagert. Deshalb kann ebenso wie 
nach § 5 des Ausführungsgesetzes vom 5. April 1909 
davon abgesehen werden, die Zuständigkeit zwisdien 
den Amtsgerichten und den Landgerichten etwa nach 
dem Wert des Streitgegenstandes aufzuteilen. 

Örtlich zuständig ist das Amtsgericht, in dessen Bezirk 
der Kostenschiildner seinen allgemeinen Gerichtsstand 
hat, oder beim Fehlen eines solchen das Gericht, bei dem 
nach § 23 ZPO gegen ihn Klage erhoben werden kann 
oder in dessen Bezirk die Zwangsvollstreckung durchge- 
führt werden soll. Diese Zuständigkeitsbestimmung ent- 
spricht der für Klagen auf Vollstreckbarcrklärung aus- 
ländischer Titel getroffenen Regelung (vgl. § 722 Abs. 2 
ZPO). 


Zu § 5 

Nach Artikel 18 Abs. 1 des Übereinkommens sind die 
Vertragstaaten verpflichtet, für die Vollstreckbarerklä- 
rung von Kostenentscheidungen, die gegen den abge- 
wiesenen Kläger ergangen sind, Sorge zu tragen. Den 
Anstoß zu dem Verfahren, das im übrigen von Amts 
wegen durchzuführen ist, gibt der in Artikel 18 Abs. 1 
des Übereinkommens vorgesehene Antrag des diplomati- 
schen Vertreters des Vertragstaates, in dessen Gebiet 
die Kosteilentscheidung ergangen ist. 

Das mit der Vollstrcckbarerklärung befaßte Gericht hat 
sich bei seiner Prüfung darauf zu beschränken, ob die in 
Artikel 19 Abs. 2 * des Übereinkommens enthaltenen 
Voraussetzungen erfüllt sind. 

Der Kostengläubiger, zu dessen Gunsten die Kosten- 
entscheidung ergangen ist, tritt in dem Verfahren der 
Vollstrcckbarerklärung, das durch einen auf diplomati- 
schem Wege gestellten Antrag eingeleitet worden ist, 
nicht in Erscheinung. Deshalb hat das Amtsgericht auch 
die Ausfertigung des Beschlusses nicht dem Kostengläubi- 
ger zuzustellen, sondern der Landesjustizverwaltung ein- 
zureichen (Absatz 1). 

Wird dem auf diplomatischem Wege gestellten Antrag 
auf Vollstreckbarerklärung stattgegeben, so trägt die 
Landesjustizverwaltung dafür Sorge, daß der Beschluß an 
den diplomatischen Vertreter, der den Antrag gestellt 
hat, weitergeleitet wird. Sache des Kostengläubigers ist 
es alsdann, den Beschluß an den Kostenschuldner zuzu- 
stellen. Dies wird durch Absatz 1 Satz 3 gegenüber § 6 
Abs. 1 des Ausführungsgesetzes vom 5. April 1909, der 
diese Frage nicht ausdrücklich regelt, klargestellt. Mit die- 
ser Zustellung beginnt die Frist zu laufen, innerhalb wel- 
cher der Kostenschuldner die sofortige Beschwerde ein- 
legen kann (§ 6 Abs. 1 in Verbindung mit § 577 Abs. 2 
ZPO). Die rechtzeitige Zustellung ist Voraussetzung für 
den Beginn der Zwangsvollstreckung (§ 7 Halbsatz 2). 

Für den Fall, daß der auf diplomatischem Wege ge- 
stellte Antrag auf Vollstreckbarerklärung der Kosten- 
entscheidung abgelehnt worden ist, hat die Landesjustiz- 
verwaltung, der eine Ausfertigung des Beschlusses von 
Amts wegen einzureichen ist, Gelegenheit zu prüfen, ob 
sie den Staatsanwalt ahweisen soll, Beschwerde einzu- 
legen (§ 6 Abs. 2 Satz 2). 

Hat der Kostengläubiger auf Grund einer besonderen 
Vereinbarung zwischen dem Urteils- und dem Voll- 
streckungsstaat nach Artikel 18 Abs. 3 des Übereinkom- 
mens den Antrag auf Vollstreckbarerklärung selbst un- 
mittelbar gestellt, so ist nach Absatz 2 der Beschluß, der 
auf den Antrag ergangen ist, auf jeden Fall beiden Par- 
teien von Amts wegen zuzustellen. 

Wird dem von dem Kostengläubiger gestellten Antrag 
stattgegeben, so kann der Kostenschuldncr nach § 6 
Abs. 1 die sofortige Beschwerde einlegen. Im Falle der 
Ablehnung des Antrages steht dem Kostengläubiger, der 
anders als bei dem auf diplomatischem Wege gestellten 
Antrag an dem Verfahren selbst beteiligt ist, nach § 6 
Abs. 2 Satz 3 die Beschwerde zu. 

Zu § 6 

Diese Vorschrift regelt das Verfahren der Beschwerde 
gegen Entscheidungen, die in den Verfahren auf Voll- 
strcckbarerklärung ergehen. Sie ist gegenüber § 7 des 
Ausführungsgesetzes vom 5. April 1909 unverändert. 

Zu § 7 

Diese Vorschrift bestimmt ebenso wie § 8 des Ausfüh- 
rungsgesetzes vom 5. April 1909, daß der Kostenglaubi- 
ger die Zwangsvollstredcung aus der für vollstreckbar 
erklärten Kostenentsdieidung nach den Vorschriften der 
Zivilprozeßordnung betreiben kann. Die Zwangsvoll- 
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Streckung darf nach § 798 ZPO, der entsprechend anzu- 
wenden ist, erst dann begonnen werden, wenn der Be- 
schluß über die Vollstreckbarerklärung dem Kostenschuld- 
ner mindestens eine Woche vorher zugestellt worden ist. 

Zu § 8 

Nach Artikel 18 Abs. 1 und 2 des Übereinkommens 
können nicht nur die Parteikosten im Sinne des § 91 
ZPO, die nach § 104 ZPO festgesetzt worden sind, son- 
dern auch die Gerichtskosten in einem anderen Vertrag- 
staat gegen den abgewiesenen Kläger geltend gemacht 
werden. § 8, der dem § 9 des Ausführungsgesetzes vom 
5. April 1909 entspricht, enthält die notwendigen inner- 
staatlichen Vorschriften, die es ermöglichen, von dem 
durch Artikel 18 des Übereinkommens gewährten Vor- 
teil Gebrauch zu machen. 

Während die Gerichtskosten im Inland nach § 2 der 
Justizbeitreibungsordnung vom 11. März 1937 in der Fas- 
sung des Artikels V des Gesetzes zur Änderung und Er- 
gänzung kostenrechtlicher Vorschriften vom 26. Juli 1957 
(BGBl. I S. 861, 898) in Verbindung mit § 4 des Gerichts- 
kostengesetzes von der Gerichtskasse auf Grund einer 
Kostenrechnung von dem Kostenschuldner beigetrieben 
werden können, bedarf es für die Geltendmachung 
der Gerichts kosten im Ausland auf Grund des Artikels 18 
des Übereinkommens einer rechtskräftigen gerichtlichen 
Festsetzung. Deshalb sieht § 8 Abs. 1 vor, daß der Be- 
trag der Gerichtskosten auf Antrag der Gerichtskasse 
von dem Gericht der Instanz ohne mündliche Verhand- 
lung durch Beschluß festzusetzen ist. Diese Zuständigkeit 
entspridit der in § 4 Abs. 1 des Gerichtskostengesetzes 
getroffenen Regelung. Die Entscheidung kann von dem 
Kostenschuldner mit der sofortigen Beschwerde ange- 
fochten werden (Absatz 2). Die Einlegung der Beschwerde 
ist entsprechend § 4 Abs. 3 des Gerichtskostengesetzes 
geregelt. 

Armenrecht 

Zu § 9 

Ebenso wie bei Zuslelliingsanträgen und Rcchtshilfe- 
ersuchen wird auch bei Anträgen auf Bewilligung des 
Armenrechts, die auf konsularischem Wege eingehen 
können (Artikel 23 Abs. 1 des Übereinkommens), der 
Landgerichts- oder der Amtsgerichtspräsident als Ein- 
gangsstelle bestimmt. Eine solche einheitliche Zuständig- 
keit erleichtert die Handhabung des Übereinkommens. 
Die nähere Regelung ergibt sidi aus der entsprechenden 
Anwendung des § 1. 


Zu § 10 

Diese Vorschrift ist ebenfalls zur Ausführung des Arti- 
kels 23 des Übereinkommens notwendig. Nach Artikel 23 
kann eine bedürftige Partei ihr Gesuch um Bewilligung 
des Armenrechts, das in einem anderen Vertragstaat an- 
zubringen ist, auf dem Rechtshilfeweg übermitteln lassen 

Zur Unterstützung des Antragstellers wird das Amts- 
gericht eingeschaltet. An dieses kann sich der Antragstel- 
ler mit seinem Anliegen wenden. Das Amtsgericht kann 
ihm bei der Vorbereitung seines Antrages behilflich sein 
und darauf achten, daß die nach dem Übereinkommen er- 
forderlichen Unterlagen für das Armen rechtsgesuch bei- 
gebracht werden. Diese Aufgaben dem Amtsgericht zu 
übertragen, erscheint zweckmäßig, weil ein solches Ge- 
richt für den Antragsteller leicht erreichbar sein wird. 

Bevor das Armenrechtsgesuch auf dem Rechtshilfeweg 
weitergeleitet wird, hat der Landgerichts- oder Amtsge- 
richtspräsident die verwaltungsmäßige Prüfung, die ihm 
nach § 9 ZRHO allgemein obliegt, vorzunehmen. Für die 
Entgegennahme solcher Armenrechtsgesuche ist das Amts- 
gericht örtlich zuständig, in dessen Bezirk der Antrag- 
steller, der um die Weiterleitung ersucht, seinen gewöhn- 
lichen Aufenthalt hat. Das Gesuch kann entsprechend 
§ 118 Abs. 1 ZPO auch zu Protokoll der Geschäftsstelle 
erklärt werden (Absatz 1). 

Da es sich um das Gesuch einer bedürftigen Partei han- 
delt, sollen Gebühren und Auslagen, die für die Über- 
mittlung auf diplomatischem oder konsularischem Wege 
zu erheben wären, außer Ansatz bleiben (Absatz 2). 


Schlußbestimmungen 

Zu § 1 1 

Diese Vorschrift ermöglicht es, daß das Ausführungs- 
gesetz auch in Berlin in Kraft gesetzt werden kann. 

Zu § 12 

Das Ausführungsgesetz soll gleichzeitig mit dem Über- 
einkommen in Kraft treten. Der Zeitpunkt, an dem das 
Übereinkommen nach seinem Artikel 28 Abs. 2 im Ver- 
hältnis zu den Vertragstaaten in Kraft tritt, die cs bereits 
ratifiziert haben, wird nach Artikel 3 Abs. 2 des Zustim- 
mungsgesetzes zu dem Haager Übereinkommen über den 
Zivilprozeß im Bundesgesetzblatt bekanntgegeben. 
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Drucksache 351 


Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 


Anlage 2 


Stellungnahme des Bundesrates 


Vor § 1 1 ist folgender neuer § 10 a einzufügen: 

„§ 10a 

Die Landesregierungen werden ermächtigt, zum 
Zwecke der Erleichterung und Beschleunigung des 
Rechtshilfeverkehrs durch Rechtsverordnung die 
Erledigung von Zustellungsanträgen und Rechts- 
hilfeersuchen sowie die Entscheidung über Anträge 
auf Vollstreckbarkeitserklärung einer ausländischen 
Entscheidung für die Bezirke mehrerer Amtsgerichte 
einem von ihnen zuzuweisen. Die Landesregierungen 
können diese Ermächtigung auf die Landesjustizver- 
waltungen übertragen."' 


Begründung 

In einzelnen Ländern, insbesondere in Berlin, wird 
das Bedürfnis bestehen, die Erledigung der frag- 
lichen Ersuchen bei einem Gericht zu konzentrieren. 
Da die bisherigen Ermächtigungsgrundlagen für eine 
solche Konzentration nach Artikel 129 Abs. 3 GG 
erloschen sind, muß eine neue gesetzliche Grundlage 
geschaffen werden. Es empfiehlt sich, diese Er- 
mächtigungsgrundlage möglichst umfassend zu ge- 
stalten. 
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